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Aus den NSndern
Die Reichsgelder fiir Thüringen sind bezahlt

In einer Berliner offiziösen Pressemitteilung ist bestritten
worden , daß dem Lande Thüringen die angeblich — wohl ab
1 . April laufenden Jahres — gesperrten Reichsgelder schon
überwiesen seien . In einer offenbar aus dem thüringischen
Finanzministerium informierten Auslassung der in Erfurt
erscheinenden „Thüringer Allg . Ztg .

" wird demgegenüber er -
neut erklärt , daß , wie der Vorsitzende der thüringischen Lan -
desregierung , Finanzminister Baum , schon im Landtag aus -
führte , die kulturellen Zuschüsse schon voll bezahlt seien . Bei
den Polizeigeldern habe Thüringen einen Vorschuß von
600 000 m .

Am das Thüringische Ermächtigungsgesetz
Bei der Verabschiedung des thüringischen Ermächtigungs -

gesetzes im Landtag kündigte der Fraktionsredner der Sozial -
demokraten , Abg . Dr . Brüll , künftig die Anwendung außerpar¬
lamentarischer Mittel zur Bekämpfung des Ermächtigungs -
gesetzes an , darunter auch die Anrufung des Staatsgerichts -
Hofes für Thüringen , und für den Fall der Entscheidung des
thüringischen Staatsgerichtshofes zugunsten der Beibehaltung
des Gesetzes auch des Staatsgerichtshofes des Deutschen Rei¬
ches .

Inzwischen hat der Landesausschuß des Allgemeinen Deut -
schen Beamtenbundes an ^ rs thüringische Staatsministerium
eine Anfrage gerichtet , in der um den Erlaß von Ausführungs -
bestimmungen zu den mit dem Gesetz zusammenhängenden
beamtenrechtlichen Fragen gebeten wird . Außerdem wird die
Ermächtigung gefordert , daß das Ermächtigungsgesetz auf
Kommunalbeamte aller Art keine Anwendung findet , und daß
ebenso die Anwendung für die Schulverwaltung ausgeschlos -
sen ist .

Der Haushalt der preußischen Provinzen
Eine interessante Zusammenstellung der Haushaltspläne

der einzelnen Provinzen Preußens veröffentlicht Rechts -
anwalt Dr. Reier in der „Zeitschrift für Selbstverwaltung " ,
Äem Organ des Deutschen und Preußischen Landkreistages .
Die Etatschlußsumme sämtlicher preußischer Provinzen ist in
den Jahren 1027 bis 1029 von 729 auf 829 , also um 100 Mil¬
lionen Reichsmark gestiegen , während allerdings die Gesamt -
summe der außerordentlichen Haushaltspläne in der gleichen
Zeit von 125 auf 88 Millionen Reichsmark gefallen ist.

Den größten Etat unter allen Provinzen Haidas Rhein -
land . Hier beträgt der ordentliche Etat der Provinz 145, der
außenordentliche 19 Millionen Reichsmark . Auch bei den
Provinzen sind die Wohlfahrtsaufwendungen sehr beträchtlich .
Im Jahre 1929 wurden von sämtlichen Provinzen 273 Mil -
lionen Reichsmark im ordentlichen und 20 Millionen Reichs -
mark im außerordentlichen Etat für die Wohlfahrtspflege
verausgabt .

Die Provinzialsteuern betrugen im Jahre 1927 rund 73,
m Jahre 1928 und 1929 je 7g Millionen Reichsmark . Bei
den meisten Provinzen sind die Steuern gestiegen , doch sind
sie in den Provinzen Ostpreußen , Grenzmark , Sachsen und
Hannover zurückgegangen .

*
Ablehnung des kommunistischen Auflösungsantrags in

Sachse » . Im Sächsischen Landtag wurde am Dienstag ein
kommunistischer Antrag auf Landtagsauflösung in zweiter Le -
'sung gegen die Stimmen der Kommunisten und National¬
sozialisten abgelehnt . Es herrschte große Erregung im Hause
nnd auf den Tribünen . Präsident Meckel erteilte mehrere
Ordnungsrufe und drohte mit Räumung der Tribünen .

Der bayrische Staatshaushalt für 1930 wird erst nach den
Osterferien dem Landtag vorgelegt werden . Er soll dann in
beschleunigtem Tempo bis zu den Sommerferien verabschiedet
werden . Die Absicht, einen Doppeletat für 1930 und 1931 dem
Landtag zu unterbreiten , wurde aufgegeben , da der jetzige
Landtag wegen des Staatsgerichtshofsurteils voraussichtlich
ein vorzeitiges Eude finden wird .

Endgültige Regelung der Arbeitslosenversicherung noch vor
der Sommerpause . Wie aus Berlin berichtet wird , sind die
Regierungsparteien in Übereinstimmung mit dem Sieichs-
arbeitsminister Dr . Stegerwald und Reichsfinanzrninister
Dr. Moldenhauer dahin übereingekommen , daß die enögültige
Regelung der Arbeitslosenversicherung noch vor der Sommer -
pause des Reichstags erledigt wird .

Osterausschiittung der Hindenbnrgspende . Die vom Reichs -
Präsidenten von Hindenbnrg errichtete Stiftung „Hindenbnrg -
spende " schüttete bestimmungsgemäß anläßlich des bevorstehen -
den Osterfestes wiederum 426 000 Reichsmark an rund 22 000
notleidende Kriegsbeschädigte , Kriegerhinterbliebene und Ve -
teranen aus .

Der Reichspräsident hat am Mittwoch an den zum 1 . April
aus seinem Amt scheidenden Reichsbankpräsidenten Dr . Schacht
ein Dankschreiben gerichtet , in dem er vor allem Schachts
Leistung um d»e Schaffung einer festen Währung ms Ge -
dächtnis zurückruft und bedauert , Schacht gerade im gegen -
wärtigen Zeitpunkt aus dem Amte scheiden zu sehen .

Kommunistische Wühlarbeit in der Reichswehr . Die poli -
tische Polizei hat nach Blättermeloungen in Reu - Ruppin drei
Kommunisten verhaftet , die Zersetzungsarbeit in der Reichs -
wehr getrieben haben . Etwa Mitte Januar wurden beim
2. Bataillon des Infanterieregiments 5 kommunistische Zerset¬
zungsschriften verteilt , die in einer geheimen Druckerei der
KPD . in Berlin hergestellt worden waren . In den Aufrufen
wurden die Soldaten aufgefordert , sich ihrer Offiziere zu ent -
ledigen und der KPD . beizutreten . Die drei verhafteten Kam -
munisten standen in Verbindung mit einem Obergefreiten .

Letzte Nachrichten
Sieg der Regierung Brüning

Die Mißtrauensanträge mit 252 gegen 187
Stimmen abgelehnt

WTB . Berlin . 3 . April . <Tel .> In der heutigen Reichs -
tagssitzung wurden um 1 Uhr die Mißtrauens « » träge
gegen das Reichskabinett mit 252 gegen 187 Stimmen ab -
gelehnt .

*
BDZ . Berlin , 3 . L.pril . (Tel .) Die Deutschnationale «

stimmten gegen d i e Mißtrauensvoten .
Die heutige Sitzung der Deutschnationalen Reichstagssrak -

tion » die um 1411 Nhr begann , war nur von kurzer Dauer ,
über ihr Ergebnis wurde » folgende Mitteilungen gemacht :
Der Reichskanzler Dr. Brüning soll einer Reihe von sachlichen
Forderungen der Dcutschnationalen zugestimmt haben . Die
Deutschnationalen werden heute ihren Antrag wieder einbrin -
gen . die Abstimmung über die Mißtrauensvoten auf 8 Tage
auszusetzen . Wenn dieser Antrag abgelehnt wird , wer -
den die Deutschnationalen erkläre », daß sie sich im gegebenen
Augenblick ihre Stellungnahme nicht von der Sozialdemokratie
vorschreiben lassen und sie sich vorbehalten , von sich aus ge-
gen die R -' -' ierung vorzugeben » wenn das Agrarpro -
gram m bekanntgeworden ist und ihnen nicht genügen
sollte .

Vor der Entscheidung
CNB . Berlin . 3. April ( Priv . - Tel .) Das Reichskabinett

war heute vormittag zu eiuer Sitzung zusammengetreten , in
der die Möglichkeiten der Entwicklung im Reichstag berate »
wurden . Dabei stand im Vordergrunde die ' Frage , was das
Kabinett tun werde , wenn die Mißtranensanträge angenom -
men werden sollten . Der Reichskanzler hatte für alle Fälle die
notwendigen Vollmachten . Ihre Anwendung mußte
aber noch überlegt werden , besonders die Frage , ob die Auflö -
suug vom Kanzler hätte ausgesprochen werden können , wenn
das Mißtrauensvotum ausgesprochen worden wäre , oder ob
das Kabinett zunächst zurücktreten und vom Reichspräsidenten
neu hätte bestätigt werden n»ü > eu . Die Auffassungen der
Staatsrechtler hierüber gehen auseinander . — Während z . B .
A n s ch ü tz den Standpunkt des Rücktritts und der Neubeauf -
tragung vertritt , gibt er in einer Anmerkung zu , daß auch die
andere Auffassung , die vou bedeutenden Fachleuten geteilt
wird , ihre Berechtigung habe .

Die Londoner Ikonkerenz
WTB . London , 3 . April (Tel .) Die von Briand und Hen -

derson vereinbarte Formel hat nach Andeutungen verschiedener
Blätter nicht den Beifall des französischen Ministerpräsidenten
gefunden . Die für Freitag angesetzte Plenarsitzung der Konfe -
renz ist mindestens bis zur nächsten Woche verschoben worden .

Die drei Delegationen Englands , Amerikas und Japans be-
sprechen heute die japanischen Vorbehalte . Ein Kommunique
der japanischen Delegation bestätigt , daß die japanische Regie -
rung im wesentlichen die englisch-amerikanischen Vorschläge
annimmt .

Aufgeklärter politischer Mord
WTB . Nauen , 3 . April . lTel .) Am 12. August 1928 wurde

der landwirtschaftliche Verwalter Hans Malcher , Angehöriger
des Stahlhelms , auf der Landstraße Nauen —Wustermark mit
vielen Stichwunden aufgefunden , denen er am Tage darauf
im Krankenhaus erlag . Die damals angestellten Erhebun -
gen verliefen zunächst ergebnislos . Jetzt ist es gelungen , die
Arbeiter Karl Scharf - Dprotz» Voigt un » Otto Harnack » alle
aus Wustermark , und Harwanski aus Staaken , die sämtlich
dem Roten Frontkämpferbund angehörten , als Täter zu er -
Mitteln . Sie haben nach eingehenden Vernehmungen gestan -
den » aus politischer Rache einem Angehörigen des Stahlhelms
aufgelauert und dabei Hans Malcher erstochen zu haben .

Revision der Enteignungspolitik in Rußland
WTB . Moskau , 3 . April . Das Zentralexekutivkomitee und

der Rat der Volkskommissare sind auf Beschluß des Zentral -
komitees der Kommunistischen Partei bevollmächtigt , Kollektiv -
wirtschaften eine Reihe von Vergünstigungen zur Verbesfe -
rung der Lage dieser Wirtschaften und ihrer Mitglieder zu ge -
währen . Es werden ihnen u . a . im Laufe der Jahre Kredite
in Höhe von 500 Millionen Rubel gesichert. Das private Eigen -
tum der Kollektivwirtschaftsmitglieder an Arbeits - und Schlacht -
vieh sowie das Einkommen aus individueller Arbeit werden
durch die neuen Maßnahmen weitgehend gestützt und gefördert .

Werkstättenfahrt des .»Graf Zeppelin "
MTB . Friedrichshafen . 3. April . (Tel . ) Das Luftschiff

„Graf Zeppelin " ist heute vormittag 8.35 Uhr zu seiner ersten
diesjährigen Fahrt » unter Führung von Kapitän Lehmann ,
aufgestiegen . Die Fahrt , die eine reine Werkstättenfahrt ist.
wird sich nur über das Bodenseegebiet erstrecken . Der Aufstieg
ging glatt vonstatten , und das Luftschiff verschwand in West -
licher Richtung .

Das Luftschiff „Graf Zeppelin " wird am 13. oder 14. April
eine Fahrt nach der Schweiz unternehmen und einen Tag
später seine mehrtägige Spanienreise antreten . Nach deren
Beendigung sind einige Ruhetage vorgesehen . Nach Ostern
sollen wiederum mehrere Schweizerreisen veranstaltet werden .
Am 25 . April wird „Graf Zeppelin " eine 24 - Stunden - Aahrt
nach der Nordsee und dem Kanal unternehmen .

Semeindenöte
und ibre Nrsacben

Von Stadtv . Carl Düppelt
Die Krise der Selbstverwaltung , von der heute so viel ge-

sprachen wird , ist m erster Linie eine Finanzkrise . Aber die
finanzielle Rot der Gemeinden kann nicht überall ausschließlich
auf die Verminderung der Steuereinnahmen , auf die wachsende
Verschuldung und die dadurch verursachten Zinslasten zurück -
geführt werden . Ein nicht geringer Teil der Schuld an dem
Zusammenbruch der kommunalen Finanzen trägt zweifellos
in vielen Gemeinden die Überspannung der Ausgaben . Das ist
nicht immer und nicht in erster Linie auf das Konto der kom-
munalen Selbstverwaltung zu setzen. Ein großer Teil der
übermäßigen Ausgaben der Gemeinden war und ist zwangs -
läufiger Art . Die ungeheure Ausdehnung der Wohlfahrls »
pflege z . B . ist eine Kriegsfolge , bei der man höchsten- über
das zulässige und tragbare Maß streiten kann . Polizeiweseil .
Schulen , Wohnungsfürsorge und viele andere Ausgaben , die in.
steigendem Umfange den Gemeinden gestellt wurden , bürdeten
diesen Lasten auf , die sie nicht gut von sich abwälzen konnten .
Aber es gibt auch Gebiete kommunaler Betätigung , auf deneiy
die Gemeinden selbst aus freiem Willen , wenn auch auf Grund
der Überzeugung von der Notwendigkeit dieser Maßnahmen ,
Aufwendungen machten , die über ihre Kräfte und die Kräfte
der zu ihrer Aufbringung verpflichteten Bevölkerung hinaus -
gingen . Die außerordentliche Ausdehnung der Kommuual -
betriebe » besonders auf Gebieten , die keinen eigentlichen Mono -
polcharakter haben , legte den Gemeinden finanzielle Lasten und
Verpflichtungen ^ auf , denen sie dann , als die Konjunktur sich
verschlechterte , und damit die Steuereingänge sanken , nicht
mehr gerecht werden kannten .

Wenn man hier überhaupt von einer Schuld reden kann , so
liegt sie ganz gewiß nicht in erster Linie bei den Kommunal -
Verwaltungen . Durch die große Reichsfinanzreform von 1920
hatte man den Kommunen nur noch für das Gebiet der Real -
steuern die bisherige Steuerhoheit gelassen . Jik übrigen hat
man sie damals zu Kostgängern des Reiches gemacht und ihnen
damit auch die Verantwortung für die Aufbringung der Ein -
nahmen zum großen Teil abgenommen . Man kann es be-
greifen , daß hierdurch vielfach ein hemmungsloser Optimismus
bei den verantwortlichen Führer der großen Stadtverwaltungen
gezüchtet wurde . Als die wichtigste Aufgabe galt es damals ,alles das nachzuholen , was in den Kriegs - und Jnflations -
jähren in bezug auf die moderne Entwicklung in der Gemeinde
versäumt worden war . Um die Finanzierung brauchte man sich
nicht den Kopf zu zerbrechen » dafür mußte eben durch Steu r -
Überweisungen des Reichs und der Länder , nötigenfalls durch
Anleiheaufnahmen gesorgt werden .

Man wollte sich nicht überholen lassen in bezug auf die
Modernisierung der städtischen Einrichtungen . So wurden
in zahlreichen Städten Festhallen , Stadien , FlugpläUe ,
Messe - und Ausstellungsgebäude , Häsen , Schwimmhallen »
Grünanlagen , Hotels usw . geschaffen : alles sicher kulturell
wichtige und außerordentlich wünschenswerte Bauten und An -
lagen . Der Fehler bestand nur darin , daß sie oft auf Grund
des scharfen gegenseitigen Wettbewerbs der Städte in über -
steigerten » Tempo , vor allem aber, daß sie in einer Notzeit ge-
schaffen wurden , in der eben alles , was über die Befriedigungdes dringendsten Bedarfs der Bevölkerung hinausgeht , als ein
„Luxus " angesehen werden muß . der die Finanzkraft der Be -
völkerung übersteigt . Die Gemeindeverwaltungen aber besaßendas Bewußtsein , daß wir in einer Zeit schwerster Not und
knappster Mittel leben » nicht in genügendem Maße . Gewiß
spielten die Ausgaben für die oben genannten Zwecke und die
Schulden , die zur Finanzierung derartiger gemeinnütziger
Bauten aufgenommen wurden , keine entscheidende Rolle im
Vergleich zu denjenigen Ausgaben , die durchaus notwendig
waren . Aber das gilt nur im Großen und Allgemeinen . Im
einzelnen läßt sich sehr wohl nachweisen» daß gerade in den-
jenigen Gemeinden , die in große finanzielle Schwierigkeiten
geraten sind , Bauprojekte finanziert Wörden sind, durch die ge-
wiß kulturelle Aufgaben erfüllt wurden , die aber in unserer
Zeit besser hinausgeschoben worden wären . Das soll an einigen
Beispielen kurz gezeigt werden .

In Leipzig hat man ftir einen Museumsbau , dessen Kosten
ursprünglich auf 1,95 Millionen M veranschlagt waren , mehr
als 7 Millionen M verausgabt , und einige weitere Millionen
als Nachforderungen dürften noch folgen . Eine Großmarkt -
halle , die nach dem Kostenanschlag 8,77 Millionen Reichsmark
Baukosten erfordern sollte » konnte schließlich mit Bewilligungen
von insgesamt 13. 1 Millionen Reichsmark noch nicht endgültig
finanziert werden . Bei dem Umbau des Schlachthofes endlich
wurden statt 106 Millionen in Wirklichkeit 3,93 Millionen
Reichsmark verbaut . Das Beispiel dieser drei Bauprojekte
zeigt schon, daß hier finanziell allzu großzügig gewirtschaftet
worden ist , wenigstens in einer Zeit , in der nicht nur jede
Mlliion , sondern jede Mark zusammengehalten werden muß .

Die Stadt Frankfurt a . M . , sicherlich eine der stenerkräf -
tigsten deutschen Großstädte , geriet in finanzielle Schwierig -
leiten und mutzte das Rechnungsjahr 1929/30 mit einem Fehl -
betrag von 4,8 Millionen Reichsmark abschließen , weil die
Stadtverwaltung eine allzu umfangreiche Bodenvorrats - und
Grnndstückspolitik getrieben hatte, weil sie ferner nicht weniger
als 45 städtische Gesellschaften unterhielt » und weil die Frank -
furter Gasgesellschaft außerdem zusammen mit der Stadt Köln
an dem Ankauf unerschlossener Kohlenfelder im Werte von
16 Millionen Reichsmark sich beteiligt hat .

Aus ganz ähnlichen Gründen lastet heute auf der Stadt Köln
eine Schuld von nicht weniger als 356 Millionen Reichsmark ,die die Steuerkraft der Stadtgemeinde offenbar weit über-
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,.ciA Während man Kölns Wcfairttsteuei 'eutganfl dys etwa
83 Millionen R« i$ Sm<uf beziffert , erfordert allein die Verzin¬
sung der stadtischen « Kulten einen Betrag von 2S MMonen
Reichsmark jährlich .

Diese drei Beispiele zeigen recht deutlich , die Ursache » der kom¬
munalen Röte . Das Temp » der Ausgabenentwicklung war allzu
schnell , weil ma » mit wachsenden Einnahmen gerechnet ha «, die
nachher infolge der allgemeinen Verschlechterung der Wirt -
schaftslage ausblieben . Bei v»rsichtigerrr Finanzpolitik hätte
man diese Schwierigkeiten vermeiden können . Man hätte dann
freilich nicht auf so große kulturelle Leistungen aller Art hin -
weisen können , man wäre vielleicht von anderen Städten auf
diesem oder jenem Gebiet in den Schatten gestellt worden . Aber
mau hätte eine gesunde Finanzwirtfchaft getrieben und
brauchte sich heute nicht schwere Sorge um die Balancierung
des städtischen Haushalts zu machen , brauchte nicht die Bürger -
schaft durch übermäßige Steueraüfschläge aller Art zu über -
lasten uiid zu verärgern . Etwas weniger Optimismus in be-
zug auf die Möglichkeit der Finanzierung der verschiedensten ,
gewiß sehr wünschenswerten kommunalen Bauten und Ein -
richtüngen würde die Finanznöte der deutschen Kommunen
wesentlich mildern . Das Bewußtsein , daß wir in einer Zeit
schwerster Volksnot -leben , muß künftig mehr als bisher die
Komunalpolitik leiten .

Politische Kunvgebungen in Berlin
Am Mittwochnachmittag und - abend veranstalteten fast alle

politischen Parteien Kundgebungen in Berlin , teils in Sälen ,teils auf freien Plätzen , « ie sind ohne größere Zwischenfälle
verlaufen .
_ Die Rationalsozialisten hatten eine Versammlung in den
Sportpalast einberufen , wo n . a . Minister Dr. Frick sprach.
Er wendete sich in scharfen Worten gegen Severing . Dann
sprach er von dein Gerücht , daß Hitler die deutsche Staats -
angeHörigkeit durch Thüringen erhalten solle, und bezeichnete
es als größtes Unrecht , einen Frontsoldaten , der 4 !4 Jahre
auf Seiten Deutschlands gekämpft habe , die Reichsangehörig -
feit zu verweigern .

Das Reichsbanner hatte ans vier verschiedenen Plätzen der
Stadt um 8 Uhr abends ebenfalls Kundgebungen veranstaltet .Die Kommunistische Partei hatte zu 6 Uhr abends eine Kund -
gebung in den Lustgarten einberusen . In zahlreichen Lokalen
hatten außerdem der Stahlhelm , der Jungdeutsche Orden , die
Deutschnationale Volkspärtei , die Deutsche Volkspartei , die
sozialdemokratische Partei usw . Versammlungen einberufen .Alle diese Veranstaltungen sind ziemlich ruhig verlaufen .

Kommunistischer Schnlstreik in Berlin
In vier Volksschulen in Berlin - Neukölln versuchten die Kom -

munisten einen Schulstreik durchzuführen , der sich gegen die
Sparmaßnahmen in den Schulen , angeblichen Abbau der schul-ärztlichen Fürsorge „ nd Versetzung von Lehrpersonen richte .Die Polizei hatte rechtzeitig Beamte vor den Schulen bereit -
gestellt , um Zwischenfälle zu verhindern . Gegenüber anders -
lautenden , übertriebenen Pressemeldungen ist es nirgends zu
Zusammenstößen gekommen . Wo die Kommunisten versuchten ,die Kinder gewaltsam am Schulbesuch zu verhindern , schrittdie Polizei sofort ein , so daß der Unterricht in allen Klassen
durchgeführt werden konnte .

Die Saarregierung gegen
die Saargängerfürsorge

Sine Beschwerde über die deutsche Saargängerfürsorge hatdie Regierungskommission des « aargebietes in einer Note andie deutsche Reichsregierung erhoben , in der behauptet wird ,der Arbeitsmarkt im ^- aargebiet werde durch diese Unterstüt¬
zung ungünstig beeinflußt .

Die Unterstützung ist bekanntlich dadurch notwendig gewor -
den , daß die im Saargebiet erfolgende Entlohnung in Fran -
ken die im preußischen uud pfälzischen Grenzgebiet wohnen -
den Lohnempfänger , die ihre Ausgaben zu Hause in Reichs -
mark zu machen haben , benachteiligt . Wie es heißt , will die
Saarregierung von der deutschen Regierung die Einstellungder Unterstützungsmaßnahmen fordern , um dadurch den
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt im Saargebiet zu be-
gegnen , andernfalls sie zu Repressalien , nämlich zu einer
Sperrung der Grenze gegen den Arbeiterverkehr von den deut -
scheu Grenzgebieten greifen werde .

Beileidstelegramm des Reichskanzlers an Siegfried Wagner .Der Reichskanzler hat anläßlich des Hinscheidens von Frau
Cosima Wagner ihrem Sohne , Siegfried Wagner , in Bayreuth
telegraphisch seine und der Reichsregierung herzlichste Teil -
nähme ausgesprochen .

Starker amerikanischer FremdenMtrom nach Europa . Aus
New Uork wird gemeldet : Trotz des« Börsenkrachs vom letzten
Jahre und den Ratschlägen ^ Hoövers au die Amerikaner , ihre
Ferien in den Vereinigten Staaten zu verbringen , glaubt man
doch, daß die Zahl der nach Europa reisenden Amerikaner
alle bisherigen Rekordzissern übersteigen werde . Die Platz -
öelegung auf den Ozeandämpfern für den kommenden Som -
mer ist bereits um 30 000 gegenüber dem Vorjahre auf rund
1,15 Millionen angestiegen .

Kleine Chronik
In Coburg wurde im Prozeß wegen des Zusammenbruchesdes Bankhauses Haeßler & Hülbig ( Coburg ) der geschästs -

führende Inhaber , Bankier Eduard Hülbig , wegen fort -
gesetzter Depotunterschlagung zu vier Jahren Zuchthausverurteilt . Der Mitangeklagte Prokurist Hans Niermann
erhielt wegen Beihilfe 1 % Jahr Gefängnis . In dem Bankhansherrscl n haarsträubende Zustände . An Depotwerten wurden314 000 'Jt )l veruntreut , während Hülbig auf großem Fußlebte . Alle älteren Angestellten hatten ihre Konten mit
großen Beträgen überzogen .

Vom Turm des Straßburger Münsters , der gegenwärtig
repariert wird , haben sich am Dienstag mehrere Steine los -
gelöst . Ein Student wurde von einem herabfallenden Stein
am Kopfe getroffen . Er mußte mit schweren Verlebungen
ins Krankenhaus verbracht werden .

Auf das Warenhaus von Tietz auf dem Jungfernstieg in
Hamburg wurde ein Sprengstoffanschlag verübt . Im
Treppenaufgang wurde erheblicher Schaden angerichtet . Als
großes Glück ist es zu betrachten , daß die ganze Spreng -
Wirkung nach oben ging , wo die zahlreichen Fensterscheibendem Luftdruck wenig Widerstand boten . Andernfalls hätteein namenloses Unglück angerichtet werden können , da das
Warenhaus um die Abendstunden stark besucht war .

Der frühere Rechtsanwalt Dr . Ahrens , der vor vier Iah -
ren in Berlin nach großen Betrügereien seine Praxis in der
Motzstraße im Stiche ließ und nach Konstantinopel floh , hat
sich nun dem Berliner Untersuchungsrichter gestellt .Der Lloyddampfer „München "

, der am 11 . Februar in New
Kork nach einem verheerenden Brand im Laderaum unter
Wasser gesetzt werden mußte , konnte Mittwoch abend durch
Auspumpen 10 Fuß über die Wasserlirlie gehoben werden .
Man erwartet , daß der Dampfer Freitag oder Samstag nach
Brooklyn ins Trockendock gebracht werden kann .

Die NeickstAgsdedatten
z zur « egierungserkisrung

Di « Reichstagssitzung am Mittwoch wurde wie gemeldet ,
durch eine Rede des sozialdemokratischen Abgeordneten Ol'.
Breitscheid eröffnet . Er suchte zunächst den Austritt der
Sozialdemokraten aus der frühere » Regierung damit zu
rechtfertige » , daß die Ersetzung der ursprüngliche » Regie -
rungsvorlage durch den Kompromißvorschlag , der einen
Abbau der Leistungen der Arbeitslosenversicherung ermög »
lichte, für die Arbeiterschaft unerträglich sei . Er übte dann
scharse Kritik an der '

Zusammensetzung des neuen Kabinetts
und au der Art seines Zustandekommens . Das Eingreifendes Reichspräsidenten bei dieser Gelegenheit widerspreche dem
Geiste und dem Wortlaut der Verfassung : Es würde aucheine Verfassungöverletzung sein, we»n der Reichskanzler den
Artikel 48 anwende , obwohl die Voraussetzung dazu . Gefähr -
dung der Ordnung und Sicherheit des Staates , nicht gegeben
sei . Ein Kabinett , in dem drei Gegner der Ratifizierung des
Zoungplanes sitzen, biete nicht , die Gewähr für eine Fort -
führung des bisherige » politischen Kurses . Die Sozial -
demokraten wüßten wohl , daß ihr Mißtrauensvotum zueiner Reichstagsauflösung führen könne , aber sie fürchteten
Neuwahlen in keiner Weise . Iii etwas schärferer Tonart
und mit vielen Seitenhieben gegen die Sozialdemokraten ,
kündigte der kommunistische Abgeordnete Pieck der Regierung
Kampf bis aufs Messer an .

Abgeordneter Schlange von der Christlichnationalen
Bauernpartei bemühte an der neuen Regierung gerade das ,was IZr. Breitscheid getadelt hatte , die Abkehr von den bis -
herigen Methoden , die Schlange eine Überspitzung des Par¬
lamentarismus nannte . Die christlichnationalen Bauern
seien nach wie vor Gegner der von Dr. Curtius geführten
Außenpolitik , aber sie würden die neue Regierung unter -
stütze » , imj das NettuiigSwcrk für die Landwirtschaft zu
ermöglichen .

Die Vertreter der übrigen Parteien beschränkte » sich aufdie VerlesuiH formulierter Erklärungen . Durchaus zusttm -
meiid wäre ' , die Erklärungen des Zentrums und der'Deutschen Oolksaprtei . Die Bayrische Volkspartei » nd die
Wirtschaftspartei machten kleine Einschränkungen hinsichtlichdes Finanzprogramms . Die Demokraten äußern wegen der
Zusammensetzung des Kabinetts borgen und Bedenken ,wolle » sie aber zurückstelle » , um der Regierung die Arbeit
zu ermöglichen . Im ganzen zustimmend äußerten sich auchdie Vertreter der Christlich,,atio » alei > Arbeitsgemeinschaft ,der Deutschen Bauernpartei » nd der Deutsch - Hannoveraner .

*

In der Sitzung am heutigen Donnerstag wurde die Aus -
spräche über die Regierungserklärung fortgesetzt . Zunächst
spricht Abg. Graf zu Reventlow (Rat . Soz . ) . Er istbei der allgemeinen Unruhe kaum verständlich . Die Weiter -
entwicklung der bisherigen Außenpolitik bedeute die weitere
Versklavung des deutschen Volkes . Die Regierung Brüning
sei geschaffen worden , um die Widerstände gegen die Durch -
führung des Uoungplanes zu brechen .

Abg . Rädel (Komm . ) macht sich darüber lustig , daß die
Hugenbergpartei jetzt für die Regierung stimmen werde
(Hört ! Hört ! ) .

Reichskanzler Brüning erklärt , daß die Regierung an die
Beratung der Hilfsmaßnahmen für den Osten sofort aus
eigener Initiative und auf besonderen Antrag des Reichs -
Präsidenten herangegangen sei . Artikel 48 werde nur an¬
gewandt , wenn sich kein anderer Ausweg biete . Die Entschei -
dung habe der Reichstag in kurzer Zeit selbst zu geben .

Nach dein Reichskanzler Brüning ergriff ^ Abg . Dr. Hugeu -
berg (D . Natl . ) das Wort . Gestern nachmittag habe die Frak -
tion mit Dreiviertelmehrheit beschlossen, im Falle der Ableh -
nuitg eines Vertagungsantrages , dessen Zweck auf schleu-
nigste Vorlage der Agrargesetze gerichtet war , dem Kabinett
das Mißtrauen auszusprechen . Auf meine — so fährt der
Redner fort — im Einvernehmen mit dem Fraktionsvo »
sitzenden Dr. Oberfohren gegebene Anregung hat die Fraktion
heute einmütig die Abgabe einer Erklärung beschlossen, daßdie Partei jeden Vorstoß unterstützen werde , von dem irgend -
eine mögliche Besserung der Lage der Landwirtschaft erwar -
tet werden kann . Die Deutschnationale Volkspartei lehnt
heute den sozialdemokratischen und den kommunistischen Miß -
trauensantrag ab im Wunsche auf die von der neuen Regie -
ruug mit starken Worten angekündigten Maßnahmen zum
Schutze der schwer leidenden Landwirtschaft und des gefähr -
deteu Ostens . Wir sind uns völlig darüber einig , daß wir
für diese Regierung und ihr Handeln nicht die mindeste Ver -
antwortnng tragen . Wir sehen aber keine Veranlassung ,dem Reichskanzler in den Arm zu fallen , wenn er die Ver -
antwortung übernehmen will . An dem von Herrn Schiele
nid der deutschnationalen Fraktion verlangten Zahlungsauf -
schub für die notleidenden Gebiete wird nicht vorbeizukommen
sein . Den polnischen Handelsvertrag werden wir entspre -
chend unserer bisherigen Haltung auch jetzt ablehnen . Die
Regierungserklärung ist in keiner Weise geeignet , das Miß -
trauen zn zerstreuen , das wir angesichts der Zusammen -
setzung der Regierung Brüning hegen . Wir haben gegen -
über den Absichten und der Zusammensetzung des neuen Ka -
binetts ein weitgehendes Mißtrauen . In erster Linie grün -
det sich dieses Mißtrauen auf die Aufrechterhaltung der
Koalition mit dem Marxismus in Preußen und auf der na -
tionalen Rechten gegenüber bekundete Haltung . Wir werden
zu dem uns richtig

"
erscheinenden Zeitpunkt die Folgerungen

aus diesem Mißtrauen ziehen .

Niederlage der englischen Regierung im Oberhaus . Die
englische Regierung erlitt am Dienstag im Oberhaus bei einer
Debatte über ihre Absicht, den „Kadettenkorps " und „Knaben -
brigaden "

(in denen Knaben , meist unter 16 Jahren , militä -
rische Ausbildung erhalten ) Geldbewilligungen und Anerken -
nnng zu entziehen , eine Niederlage , die in politischen Kreisen
als bedeutungslos angesehen wird .

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte ,
Karlsruhe . Nach einem heiteren und warmen Tage , an dem
erstmalig in diesem Jahre die Lufttemperaturen der Rhein -
ebene über 20 Grad stiegen , zog gestern abend Bewölkung auf ;
nachts fiel allenthalben Regen . Am westlichen Eingang des
Ärmelkanals ist ein Sturmtdirbel erschienen , der Voraussicht -
lich kurz nach Osten einschlagen und uns bei auffrischenden
Winden durchgreifende Verschlechterung bringen wird . Eine
ausgedehnte Regenfront liegt bereits über Frankreich und wird
uns noch heute erreichen . Im Gegensatz zu der außergewohn -
lich milden Witterung unseres Gebietes ist heute nacht in Ost -
deutschland durch einen Kälteeinbruch aus Rußland ein Rück-
fall zu lointerlichem Wetter und Schneefällen erfolgt . Tie
dadurch bedingten Temperaturgegensätze werden in den nach-
sten Tagen die Erhaltung von Tiefdruckgebieten über Mittel -
europa begünstigen . Wetteraussichten : Veränderlich bei fri -
schen Südwestwinden , Durchzug eines Äegenqebietes , etwas
kühler , aber noch mild

« »«, Deutschen Falkenordrn . Prof . Feytinger ' von der Vo.
gelwarte Rappenwört in Karlsruhe wurde bei der Jahresver¬
sammlung des Deutschen Falkenordens , eine ? Vereinigung
zum Schutze der Raubvogel >velt , in Meppen zum ersten Vor -
sitzenden gewählt . Die nächstjährige Veranstaltung des Deut -
schen Falkenordens "findet in ' Karlsruhe statt .

Einführung der Sommerzeit . In der Nacht vom 12. auf den13. April 1930 wird in folgenden westeuropäischen Staaten die
Sommerzeit eingeführt : Belgien , England , Frankreich , Hol -
land , Portugal und Spanien . Damit wird die westeuropäischeZeit . (WEZ ), mit , der . mitteleuropäischen ( MEZ ) übereinstim -
men . Die holländische (Amsterdamer ) Zeit (AZ . ) geht der
MEZ 20 Minuten vor .

Annahme des Ikultusetats
(52. Sitzung :)

DZ . Karlsruhe , 3. April 1030.
Eingegangen ist ein Gesetzentwurf , betreffend die Aufhe -

bring des Pflastergeldes und die Ausscheidung von Landstra -
ßeu .

Der Bad . Städteverband hat eine Eingabe zum Schulauf «
wandsgesey an den Landtag gerichtet.

Zur Verlesung kommt die Entschließung einer Versammlungder Reitervereine der Hardt und Pferdebesitzer von Weingar -
ten wegen Entschädigung von an Blutarmut eingegangenen
Pferden .

Verlesen wird ferner die Antwort des Ministeriums des
Innern auf eine Kurze Anfrage der sozialdemokratischen
Abgeordneten Weißmann und Gehweiler wegen Maßnahmenbei stärkerer

Arbeitslosigkeit im Tabatgewerbe .
Die badische Regierung hat im Reichsrat gegen die Aufhe «

bung der Steuerlager gestimmt . Erreicht wurde aber nur .daß die betreffenden Bestimmungen erst am 1 . Oktober 1931
in Kraft treten sollen . Die Regierung wird sich im Falle
stärkerer Arbeitslosigkeit im Reichsrat dafür einsetzen , daß
für beschäftigungslos werdende Tabakarbeiter entweder für
anderweitige Arbeitsgelegenheit gesorgt oder Reichsmittel
zwecks Unterstützungsmatznahmen bereitgestellt werden .

Auf der Tagesordnung steht
Die Zweite Lesung des Dotationsgesetzes

Hierzu haben die Abgeordneten Dr. Baumgartner (Zeiitr .hu . Gen . einen Antrag auf namentliche Abstimmung gestellt .Die Oppositon hat ihre Anträge erneut eingebracht .
Zunächst nimmt Abg . Ewald (Ev . Vd .) das Wort . Er be-

dauert , daß die eingehende Erörterung des Dotationsgesetzes-auf dem unfruchtbaren Boden tos Streites erfolgte . Man
hätte sich bemühen sollen , durch Verhandlungen eine billige
Einigung auf allen Seiten zu finden . Das Bedürfnis müßte
auch heute ausschlaggebend sein . Der evangelische Volksteil
werde durch die Vorlage geschädigt . Der Evang . Volksdienst
protestiere gegen die Einbringung des Gesetzentwurfes , ohne
daß die evangelische Kirchenbehörde gehört worden sei, ebenso
auch gegen die Haltung der Regierungsparteien . Man sollte
die Zuwendungen lieber ganz fallen lassen , damit sie nicht
länger einen Gegenstand des Streites und der Ungerechtigkeit
bildeten .

Abg . Bock (Komm .) bekämpft die Vorlage , wobei er Kritik
an der Haltung der Sozialdemokraten übt . Weder der Ge -
fetzentwurf , noch die Oppositionsanträge stellten einen Ab»
bau dar .

Abg . Dr. Mattes (D . Vp .) gibt seiner Verwunderung Aus -
druck, daß bei der Verabschiedung eines so wichtigen Gesetzes
und Etats ^ >er Minister abwesend sei .

Präsident Duffner unterbricht den Redner mit der Bemer -
kung , daß der Minister entschuldigt sei, weil er zu einer
dringlichen Reichstagssitznug nach Berlin mußte . (Lebhafte
Zurufe auf den Bänken der Opposition . — Große Unruhe im
Hause ) .

Abg. Dr. Mattes fortfahrend : Wir sind dem Präsidenten
dankbar für die Mitteilung , das ist keine Entschuldigung , der
badische Minister hat bei Erledigung seines Etats anwesend
zu sein . (Zustimmung der Opposition ; lebhafte Gegenrufe
in den Reihen der Regierungsparteien . Erneut große Un -
ruhe . ) Der Redner begründet nochmals die Haltung der
Opposition . Der Minister sei sachlich und formal unfrei ^Eine Verständigung mit den Kirchen wäre sehr wohl zu er -
reichen gewesen .

Abg . Dr. Schmittheuner (Dnatl . ) hält es für einen uner -
träglichen Zustand , daß der Minister bei dieser Auseinander -
setzung mit ihren tiefen Meinungsverschiedenheiten nicht zu -
gegen ist . Das beweise , daß es dem Minister bei diesem Ge -
setz keineswegs innerlich wohl sei . Das Gesetz sei auch un -
vernünftig , da es der Idee der Zusammengehörigkeit der
christlichen Kultur zuwiderlaufe . Mau spalte die christliche
Front . Dem Zentrum sei die Durchführung der Vorlage nur
mit Hilfe der Sozialdemokraten möglich geworden . Man
möge die Dotationen gleichmäßig und gänzlich abbauen .

Abg . Hügle (Dem . ) führt aus , ein höherer Beamter des
Kath . Oberstiftungsrats habe von einer „sogenannten Parität "

gesprochen . (Stürmische Ruse hüben und drüben . — Große
Unruhe .) Er , der Redner , lehne den Gesetzentwurf nicht nur
aus rein konfessionellen , sondern auch aus nationalen Grün -
den ab , da er nicht geeignet sei, dem inneren Frieden zu
dienen .

Abg . Hofheinz (Dem .) leitet eine kurze Erklärung seiner
Fraktion mit der Bemerkung ein , die Regierungsparteien
seien nicht gewillt gewesen , etwas zu einer friedlichen Lösung
beizutragen . Die Erklärung selbst besagt : Die demokratische
Fraktion betrachtet die Vorlage nach wie vor als den Ausdruck
des ungerechten Machtwillens der Regierungsparteien . Sie
wird in dieser Auffassung bestärkt angesichts der Abhängig -
keit der Sozialdemokraten vom Zentrum . (Widerspruch bei
den Sozialdemokraten .) Wenn man den Frieden der Kirchen
und im Staate mehren will , dann ist der gleichmäßige Ab-
bau das beste Mittel zur Ausschaltung von in dieser Zeit
doppelt gefährlichen Konflikten .

Von den Regierungsparteien nimmt niemand mehr das
Wort .

Der Hauptantrag der Opposition ( 20prozentiger Abbau in -
nerhalb 5 Jahren ) wird mit 51 gegen 29 Stimmen abgelehnt ,
ebenso der Eventualantrag mit 53 gegen 23 Stimmen bei 8
Stimmenthaltung .

Alsdann wird das Gesetz in Zweiter Lesung in nament -
licher Abstimmung mit 49 gegen 31 Stimmen bei 1 Stimm -
enthaltung (des Abg . Spielmann von der Wirtsch .- u . Bauern -
Partei ) angenommen .

Außer den Regierungsparteien stimmte noch der Abg . Hilbert
(Wirtsch . - u . Bauernp .) für die Regierungsvorlage .

Für de » Ansscbußantrag , das Gesetz für dringlich zu er -
klären , wird die erforderliche Zweidrittelmehrheit nicht er -
reicht . >

Ii



Das Haus geht Man zur » etatuitg
des KnttusetalS

über . Bei der Abstimmung vi6i'r Kapitel 2 Kommt es zu
stürmischen Auftritten

wie man sie bisher im badische » Parlament noch nicht erlebt
hat . Der Präsident fragt zunächst, wer gegen die Anfor¬
derungen sei . Es ergibt sich die Ablehnung durch die gesanfte
Opposition . Das veranlaßt die Sozialdemokraten , die sich
bei früheren Abstimmungen zum Kultusetat immer der
Stimme enthalten halten , diesmal urit dein Zentrum für de «,
Etat zu stimmen. Darüber entsteht bei den Kommunisten ein
großes Halloh. Frau Langeudorf tlatscht mit den Händen , es
ertönt der Ruf : Gr » » dsatzlosigkeit! Im ganzen Hause gibt
es ungeheuere » Lärm , der es dem sozialdemokratischen Frak¬
tionsführer Maier zunächst. unmöglich mach . , eine Erklärung
abzngeben (Glocke des Präsidentenj .

Der Abg. Maier begründet die Haltung seiner Fraktion
und spricht von „Schindluderpolilik " der Opposition . Es
erhebt sich aufs neue ein ungeheuerer Lärm . Alle oppo-
fitionelleu Parteien , mit Ausnahme der Kommunisten , ver-
lassen unter erregte » Zurufen den Saal . Der Präsident
läutet wiederholt mit der großen Glocke . Die Kommuuisten
rufen Leu Sozialdemokraten „Pfaffenknechte " usw . zu . Dem
Präsidenten Duffrier gelingt es schließlich, dem Wortgeplän -
kcl zwischen beiden Parteien ein Ende zu inachen, » yd der
Abg. Maier fährt in seiner Erklärung fort : Da man aus der
stanz nebensächlichen Frage der Dotation eine politische An -
gelegenheit allerersten Ranges gemacht hat, haben wir un¬
sere Stellungnahme ändern müssen »md für den Kuktusetat
gestimmt (Erneuter Lärm bei den Kommunisten , Gegenrufe
aus den Reihen der Regierungsparteien . — Abg. Maier ruft ,
der Präsident möge über die Kommunisten einen Kübel Was -
fer schütten! ).

Darauf betritt der kommunistische Abg. Bock zur Abgabe
einer Erklärung das Rednerpult . Er setzt sich mit den too»
zialdemokraten auseinander , die von den Kommunisten mit
Zurufen wie : „Knechtsseelen seid Ihr ! " bedacht werden . In
den Wortstreit dringt aufs neue der Klang der großen Prüft -
dentenglocke, Der kommunistische Abg. Böuing erhält drei
Ordnungsrufe . Von Zentrnmsfeite kommt der Ruf : Raus !
Böning erwidert mit der Bemerkung „ schamloses Verhalten "
und verläßt auf Aufforderung des Präsidenten den Saal .

^er Fraktionschef des Zentrums , Abg. Dr. Baumgartiier ,
gibt alsdann eine Ernaruug ab, worin er das Verhalten der
Opposition als unverständlich bezeichnet . Es habe niemals
im badischen Parlament ein derartiges Exodus stattgefun -
den , ehe der Präsident eingegriffen habe, was ihm allerdings
in dem großen Lärm fast unmöglich gewesen wäre . Unver -
ständlich seien auch die Müh ' , mit denen man gegen die
Dotationen gestimmt habe ; denn es handle sich hier itm
Rechtsverpflichtungen oder um Fragen , deren Rechtsnatur
zum mindesten nicht bestritten sei . Wenn sich die sozialdemo¬
kratische Fraktion bisher der Stimme enthielt , so war dies
aus ihrer grundsätzlichen Einstellung heraus zu verstehen ;
sie habe aber auch das politische Gefühl , daß vertragliche - Ver -
pflichtungen nicht einfach abgelehnt werden könnten .

Abg. Rückert (Sozdein . ) erklärt : Durch unsere heutige Ab-
stimmung wurde in keiner Weise unser grundsätzlicher Stand -
punkt verletzt. Hätte die Opposition wie bisher gestimmt ,
so hätten wir uns der Stimme enthalten . Bei ihr habe es
sich darum gehandelt , die beiden Regierungsparteien ausein -
ander zu manövrieren . Diesen Gefallen habe man der Oppo -
sition nicht tun wollen , aus taktischen und grundsätzlichen Er -
wägungen heraus (Zustimmung der Sozialdemokraten ?.

Darauf wird der ganze Voranschlag des Ministeriums des
Kultus und Unterrichts mit den Stimmen der anwesenden
Regierungsparteien gegen vier kommunistische Stimmt ;! an¬
genommen .

Nächste Plenarsitzung unbestimmt .
*

Der Hanshaltsausschuh
beriet am Mittwoch den Voranschlag des Finanzminifternims .
Der Finanzminister gab zunächst Auskunft über den -̂ land
der Frage des Finanzausgleiches und über die Abführung
der Postgelder . Die Gelder aus Post und Eisenbahn sind in
Berlin für längere Zeit zentralisiert . In der Stellung des
Staates zu den Beamtenkrankenkaffen hätten sich keine
Schwierigkeiten gezeigt .

Das Kapitel Ministerium wurde erledigt ; Überschreitungen
lagen nicht vor.

Die Einrichtung von Autolinien gab Veranlassung von
deutschvolksparteiiicher Seite , das Verhalten der Reichsbahn -
Gesellschaft zu beanstanden . Der Widerstand der Reichsbahn
sei unverständlich. Bei den Kraftlinien selbst bringe die
Monopolisierung eine Verteuerung für das Publikum , da
der nicht konzessionierte Unternehmer häufig billigere Tarife
habe. Der Finanzminister weist auf die ReparalionL -
Verpflichtungen hin , -denen Reichsbahn und Reichspost
Rechnung tragen müßten . Zum Zwecke der rascheren Post -
zustellung brauche die Post Autolinien , wodurch die bisherigen
privaten Verkehrslinien überflüssig würden . Die meisten
Fahrtunternehmer führen aus Konkurrenzgründen unter
Selbstkosten . Eine postalische Autolinie zwischen Heidelberg
und Wiesloch wurde von verschiedenen Seiten als unnötig
bezeichnet. Gegen die Mittelbadische Eisenbahngesellschaft
und deren Direktor wurden von nationalsozialistischer ^ —citc
Beanstandungen vorgebracht. Die durch den Bau der Schluch-
seebahn geschädigten Unternehmer sollten entschädigt werden .
Der Finanzminister verteidigte den Direktor der Mittel -
badischen Eisenbahngesellschaft gegen die obigen Angriffe .

Beim Kapitel Hochbauwesen stellt der Berichterstatter die
Anfrage , wie sich

'
die Übernahme der Reichsbaugeschäfte in

die Verwaltung des Landes bewährt habe. Der Finanz -
minister erklärte die Mitübernahme durch den Staat als das
einzig richtige. Bezüglich der Vorwürfe anläßlich des
Klinikenbaues in Freiburg betonte der Finanzminister , er¬
hübe über die Bauführung nicht zu verfügen . Er habe nur
die Gelder und die Leute zu stellen und lediglich verlangt ,
daß der Oberbaurat Hirsch in der Kommission mitzureden
habe. Der mit dem Klinikenbau beauftragte Teil des Frei -
burger Baubüros sei vereinigt worden . Von sozialdemo -
kratischer Seite wurde die Zusammenlegung der den Bau
betreffenden Angelegenheiten in eine Hand befürwortet . Die
übereinstimmende Auffassung , daß alle Bausachen im
Ressort des Finanzministers vereinigt werden sollen , wurde
vom Finanzminister begrüßt .

Aus der badischen Industrie
KÜ!. ngungen bei der Sunlicht - Gesellschaft in Mannheim .

Ende Mai geschieht die Verlegung der Hauptverwaltung der
Sunlicht - Gefellschast nach Berlin . Von den zur Zeit , beschäf-
tigten 200 Büroangestellten gehen etwa 50 mit nach Berlin ,
weitere 50 bleiben in Mannheim für die kaufmännische Fa -
brikationsleitung . Etwa 100 meist jüngere und weibliche Büro -
angestellte , auch Aushilfskräfte , kommen zur Entlassung . Das
Sunlicht -Propäganda - Jnstitut , in dem etwa 40 bis 50 Per -
sonen Beschäftigung finden , bleibt in Mannheim . Die Fabri¬
kation wird nicht verlegt werden , im Gegenteil hofft man . die
Mannheimer Fabrikation erweitern zu können.

Tie Wieslocher Tonwarenindustrie hat wieder ihren Betrieb
aufgenommen . Die ganze Belegschaft wird in den nächsten
Tagen wieder volle Beschäftigung finden .

Der LZastenstand in Kaden
Änkang April 1930

Tt . - L . - A . Die Herbstsaaten sind im allgemeinen gut durch
den außerordnMich milden Winter gekommen. Die Felder
wurden sehr früh grün und zeigen mit wenig Ansuähmen
einen gesunden und kräftigen Bestand .

Die Frühjahrsbestellung hat begonnen und wird bei an -
dauernd günstiger Witterung fleißig durchgeführt; auch das
Kartoffelsetzen >st vielerorts schon im Gang . Gerste - und Ha-
fersaaten beginnen da und dort aufzulaufen .

Umpflügungen werden in größerem Maß bei Getreide - und
Kleeäckern voraussichtlich nur vereinzelt notwendig . An tieri -
fchen Schädlingen wird hauptsächlich und aus allen Landes -
gegenden über starke Zunahme der Feldmäuse geklagt. Ob-
gleich ihre Bekämpfung allerorts energisch betrieben wird , ist
ein wesentlicher Rückgang der gefräßigen Nager bis jetzt noch
nicht überall erkennbar.

Tandeseisenbabmai .
Am Montag , den 31 . März , hat in Karlsruhe die 10 . Sitz » ,ig

des Landeseisenbahnrats stattgefunden .
Der Vorsitzende, Reichsbahndirektionspräsident Frhr . von

Eltz , gab zunächst einen Überblick über die Wirkungen des
Uoungplans auf die Reichsbahn , das neue Reichsbahngesetz uiid
die Finanzlage der Reichsbahn sowie über die Neuordnung des
Dienstes , der Ämter der Reichsbahndirektion Karlsruhe . Bei
der Beratung des Jahresfahrplans wurden die vorgesehenen
Verbesserungen anerkannt und eine Reihe noch bestehender
Wünsche vorgebracht. Im Personen - , Gepäck -, Expreßgut - und
Güterverkehr wurde auf die seit der letzten Sitzung ein -
getretenen Änderungen und Perbesserungen hingewiesen . Im
Mittelpu »kt der sich über den Güterverkehr anschließenden
Aussprache stand die Frage des Wettbewerbs zwischen Last-
kraftwagen uud Eisenbahn , die insvesonders auch vom Stand -
Punkt der Allgemeinheit (Volkswirtschaft und Steuerzahler )
erörtert wurde .

Zum . Schlüsse sind »och folgende Anfragen oder Anträge
außerhalb der Tagesordnung behandelt worden : Sitz im Ver -
waltuugsrat der Reichsbahn für das Land Baden , Westgrenz -
Programm und Elektrifizierung der Reichsbahnstreckei . .

IKeicksvabn und Wirtschaft
Auf Einladung der Reichsbahndirektioiien Karlsruhe und

Stuttgart fand am 2 . April in Stuttgart eine Zusammen -
kunfi von Vertretern der am Großgüterverkehr in den beiden
Direktionsbezirken beteiligten Wirtschaftszweige statt, deren
Zweck die Besprechung der voraussichtlichen Entwicklung des
Eisenbahnverkehrs im Jahr 1930 bildete.

An der Zusammenkunft nahmen seitens der Reichsbahn
die Präsidenten der Reichsbahndirektionen Karlsruhe und
Stuttgart , Frhr . v . ElU - Nübeuach und Sigl , mit den zustän -
digen Dezernenten teil , seitens der Wirtschaft über hundert
Herren , durchweg- führende Persönlichkeiten aus den Krei -
fen von Industrie , Handel und Landwirtschaft. Die Darle -
gungen der Vertreter der Wirtschaft lieferten , wenn auch
die Voraussetzungen in der Hauptsache sich nur auf Mut -
maßungen stützen konnten, ein sehr interessantes Material .

Zusammenkünfte dieser Art zwischen Vertretern der Reichs -
bahn und der Wirtschaft in den Reichsbahndirektionsbezirken
Karlsruhe und Stuttgart sollen künftig zu einer ständigen
Einrichtung werden und jährlich einmal abwechselnd in Karls -
ruhe und Stuttgart stattfinden .

Das ITIrtcil im Keleidigungsprozeh
Mauritius

In dem vor dem Karlsruher Schöffengericht behandelten
Beleidigungsprozeß Mauritius erkannte ' Oberstaatsanwalt
Dr. Heinsheimer in seinem Plaidoyer den Idealismus au,
mit dem der Angeklagte seine wohnungspolitischen Ziele
verfolgte . Er durfte aber nicht soweit gehen , gegen den
Minister des Innern grundlose Verdächtigungen zu erheben .
Leider sei da und dort die Neigung anzutreffen , den Eut -
scheidungen oberster Stellen unsachliche Motive zu unter -
schieben. Tie Autorität des Staates und seiner Repräsen -
tanten müsse geschützt werden . Angesichts der Schwere der
Beleidigungen sei eine empfindliche Geldstrafe am Platze . —
Der Nebenkläger , Rechtsanwalt Dr. Warum , schloß sich
diesem Antrage an . Der Verteidiger , Rechtsanwalt Dr.
Gönner , trat für eine milde Beurteilung des Falles ein .
Das Gericht kaut nach einstündiger Beratung zu folgendem
Erkenntnis : Mauritius wird wegen fortgesetzter öffentlicher
Beleidigung zu 200 ML Geldstrafe , evtl . 20 Tagen Gefängnis
und zur Traguug der Kosten des Verfahrens einschließlich der
Nebenklage verurteilt . Dem beleidigten Minister wurde die
Befugnis zugesprochen, das Urteil binnen drei Wochen nach
erlangter Rechtskraft auf Kosten des Angeklagten durch ein -

maliges Einrücken im „Führer "
, „Badischer Beobachter " und

„Volksfreund " öffentlich bekannt zu geben.
In der Urteilsbegründung brachte der Vorsitzende , zum

Ausdruck, daß dem Angeklagten der Wahrheitsbeweis gänzlich
mißlungen sei . Für das Ministerium und den Minister
hätten rein sachliche und rechtliche Erwägungen den Aus -
schlag gegeben . Die Entscheidung stützte sich auf den § 7 der
Gemeindeordnung . Gerade der Beleidigte sei es gewesen , der
das Letzte versuchte, um dem Begehren des Angeklagten zu
einem Erfolg zu verhelfen . Als alles scheiterte, habe er sich
den gemeindepolitischen Bedenken nicht mehr verschließe»
können Der Schutz des § 133 (Wahrung _ berechtigter
Interessen ) stehe dem Angeklagten nicht zu . Bei der Straf -
zuniessung sei berücksichtigt worden, einmal , daß die^ Belei -
digungen für einen Mann an führender Stelle des Staates
nicht schärfer und herzloser ausgesprochen werden konnten ,
dann habe man in Betracht gezogen , daß Mauritius noch
unbestraft ist . daß er sich bei seiner Einstellung und idealen
Auffassung durch die Entscheidung des Ministeriums des
Innern gekränkt fühlte , also nicht aus Bosheit gehandelt
hat . Aus diesen Gründen hat das Gericht von einer
Gefängnisstrafe abgesehen.

Die Kinzigverlegung bei Kehl
Die Regulierung der Kinzig bei Kehl, die in kürzester

Frist in Angriff genommen werden soll, soll von der Ein -
mündung der Schutter erfolge » uud durch Einschaltung eines
flachen Bodens in gerader Richtung in den bereits gradlinig
angelegten unteren Lauf wieder einmünden . Die zu regu -
lierende Strecke hat ein« Länge von 2500 Meter , die er-
forderliche Bodenbewegung beträqt aus dieser Strecke rund
490 000 Kubikmeter.

. Durch . diese. Regulierung Wersen die Landstraßen Offen ,
bürg —W 'Lst.itt —Kehl und Rastatt —Kehl, die heute be , dem
fächeren alle » Bahnhof sich vereinigen , überschnitten und
bedürfen ebenfalls der Umleguug . Die Eisenbahnstrecke muß
selbstverständlich ebenfalls über den neuen Kinziglauf du >cl>
eine neue Brücke überführt werden. Alle diese Arbeiten fallenin den sogenannten ersten . Bauabschnitt . Der zweite Bau¬
abschnitt ficht die Geradelegung des Kinzigwufcs bei der
Orkschaft Neumühl auf einer Strecke von ruud 450 Metern
vor . Die Bodenbewegung beträgt hier zirka 80000 Kubik¬
meter . Diese Geradelegnng und Eindämmung wird not-
wendig , um das Hochwasser von der Ortschaft Neumühl und
den zukünftigen Grenzzollbahnhof fernzuhalten . Ebenso
wird die Erstellung einer neue » Brücke im Zug der Kreis -
straße Neumühl — Sundheim »nd die Anlegmig eine» Wehrs
und einer Dampfschleuse erforderlich. Der dritte Bau -
abschnitt sieht die Regulieruug der Schütter bei Sundheim
vor . die ebenfalls zum Hochwasferfchutze des Ortes notwendig
ist . Die Bodenbewegung beträgt hier zirka 60 000 Kubikmeter

Zur Durchführung der gesamten Arbeiten ftt eine Bauzeit
von drei Jahren vorgesehen, bei einer Beschäftig,»,,,
durchfchniitlich 250—300 Arbeitern .

von

Äus der Landeshauptstadt
Vermehrter Zugverkehr in Baden ad l . April. Ab l . April

sind hauptsächlich ab den größeren Städten Sonntags eine
Reihe von weiteren Ausflugszügen vorgesehen, die aus den
Kursbüchern ersichtlich sind . Es empfiehlt sich , bei Ausflügen
auf die verbesserte Fahrgelegenheit zu achte » .

Die Sonntagsrückfahrkarte für die Osterreife. Für den Aus -
flugs - und Reiseverkehr am Osterfest ist es wichtig, zu ersah-
reu , daß die Gültigkeit der Sonntagsrückfahrkarten zu diesem
Termin eine so große Erweiterung ihrer zeitliche» Dauer er-
fahren hat , daß mit dieser Einrichtung eine Osterreife von
Gründonnerstag bis Osterdienstag ausgedehnt werden kann.
Die Hinfahrt mit Sonntagsrückfahrkarten kann am Gründon -
nerstag von 12 Uhr an sowie an den Tagen Karfreitag . Oster-
sonntag und Ostermontag angetreten werden. Die Rückfahrt
kann am Karfreitag stattfinden , am Karsamstag nur bis 0 Uhr.
am Ostersonntag und Ostermontag jederzeit sowie am Diens -
tag bis 9 Uhr. Außerdem können au den Tagen , au denen
die Rückfahrt bis 9 Uhr morgens angetreten fein muß , also
am Karsamstag und Osterdienstag , alle Züge zur Rückfahrt
auch nach 9 Uhr benützt werden , wenn die Zielstation , die auß '
der Sonntagsfahrkarte angegeben ist , bis 9 Uhr morgens ver-
lassen , wenn die Rückfahrt von Zwischeustationen aus angetre -
ten wird .

Eine Erfrischungsstätte im Hardtwald . Wie vom Verkehrs-
verein mitgeteilt wird , besteht die Absicht , in dem auf dem
Wege vom Blankenlocher Bahnhof nach Eggenstein liegenden
Forsthaus ein Kaffeerestaurant mit Bierausschank einzurichten.
Bekanntlich wurde vor kurzem der Wirtschaftsbetrieb in der
Waldwirtschaft Stuteusee eingestellt , ohne daß hisher an ande¬
rer Stelle Ersatz geschaffen worden wäre . Das Forsthmis
wurde kürzlich von privater Seite käuflich erworben , und mich
Verhandlungen mit einer hiesigen Brauerei zwecks Einrichtung
des Restaurationsbetriebes sind bereits im Gange .

Die Errichtung v » „ Außenantennen bei Radioanlagen hat
schon — ivie von städtischer Seite mitgeteilt wird — manch-
mal zu Unzuträglichkeiten geführt , insbesondere soweit dabei
die Überspannung fremden Grund und Bodens , z . B . öffent -
licher Straßen und Plätze , erfolgte . Wiederholt haben solche
Antennenanlagen an den Leitungen der Feuermelder und elek -
trifchen Uhren Störungen hervorgerufen , die erst nach länge ,
rem Suchen behobeii werden konnten. Bei Anwendung der nö-
tigen Vorsicht und Sorgfalt , vor allen Dingen bei Beachtung
der Genehmigungsbedingungen , lassen sich aber Schäden von
vornherein vermeiden . Von dem Verständnis der Rundsunk.
teilnehmer wird es abhänge » , ob man auf diesem Gebiet poli«
zeiliche Vorschriften vermeiden kann .

Jahrmarkt . . . ! Zum viertenmal veranstaltet der Verein
Jugendhilfe den so rasch beliebt gewordenen „Jahrmarkt für
Jung und Alt " zugunsten des Karlsruher Kindersolbades in
Donaueschingen . Die vergangenen drei Veranstaltungen brach -
ten zusammen einen Reingewinn von 70 000 Ml , ein an unbi
für sich erfreuliches Ergebnis . Doch fehlen noch die Mittel für
die Einfriedigung und die gärtnerischen Anlagen des Kinder -
solbades . Der diesjährige Jahrmarkt soll also der Beschaffung
dieser Mittel dienen . Ein Riesenprogramm mit den verschie¬
densten Überraschungen ist bereits ausgestellt. Während man
in den vergangenen Jahren die Geschäftswelt um Geschenke
für die Verlosung bat , werden dieses Jahr diese Gegenstände
alle gekauft , und zwar ausnahmslos in hiesigen Geschäften.
Der Aufbau , die Dekoration und vieles andre mehr wird au?»
schließlich von hiesigen Künstlern bzw. Geschäftsleuten aus .
geführt . 40 bis 50 bezahlte Hilfskräfte werden aus Erwerbs ,
losenkreisen geholt . Der „Jahrmarkt für Jung und Alt" dient
also verschiedenen guten Zwecken . Er verdient daher die vollste
Unterstützung aller Kreise . Der Jahrmarkt dauert dieses Jahr
vom 26. April bis 4 . Mai .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . . 100 L .
London
New Dork
Paris .
Schweiz

, l P,d .
1 D .
100 Fr .
100 Fr .

Wien 100 Schilling
Prag . - . 100 Kr .

Litld
168.07
112 .08
21 .945
20 .358
4. 1855
16.37
81 .00
58.975
12.394

April
ärar

168.41
112.30
21 .985
20 .399
4 . 1935
16 .41
81 . 16
59.095
12 .414

1
G-id

168.01
112.06
21 .93
20.358
4.184
16 .37
fc.0 .67
58 .98
12 .393

Axni
iriei

168 .35
112 .28
21 .97
20 .398
4.192
16.41
80 .83
59.10
12.413

Der Zejtdiskont wurde für beide Sichten um je Vi Proz ,
auf 45/8 Proz . ermäßigt .

Diskontermäßigung in der Schweiz. Die Schweizerische
Notenbank hat den Wechseldiskont von 3Z4 auf 3 Proz .. den
Lombardzinsfuß von 4 )4 auf 4 Proz . ermäßigt.

Die Entwicklung der Schweizer Industrie
Das Eidg. Statistische Amt veröffentlicht die Resultate der letz-

ten Zählung der industriellen Unternehmungen . Danach zählt die
Schweiz 8500 Fabriken mit 409000 Arbeitern , gegen 7800 Fa-
briken mil 337 000 Arbeitern zur Zeit der letzten Zählung im
Jahre 1923. ^ Parallel dieser Zunahme geht auch diejenige der ins »
gesamt von Schweizer Fabriken verwendeten Pferdestärken , die von
517 000 ( 1923) auf 689000 (1929 ) gestiegen sind ; dabei ist die
Kraft der Elektrizitätswerke nicht berücksichtigt. Seit 1882 hat
sich die in den industriellen Unternehmungen verwendete Motor,
kraft verzehnfacht.

Metall - und Maschinenindustrie nehmen den ersten Rang mit.
1700 Fabriken und 115000 Arbeitern ein . Eigentlich wären die»
se» Zahlen auch noch die 48000 in den über 1100 Uhrenfabriken



tätigen Arbeiter beizufügen, da die letztgenannte Industrie in die-
selbe Kategorie einzureihen ist. In der ehemals an erster Stelle
stehenden, jetzt aber vtm der Metallindustrie überflügelten Textil -
industrie überwiegt daö weibliche Element . Die Baumwollindu -
stric weist 35 000 Arbeitskräfte auf , wovon 21000 Frauen die Sei¬
denindustrie , 32 000 Arbeitskräfte , worunter 22000 Frauen und
die Wollindustrie 7300 mit 4800 Frauen .

Die übrigen mit Rücksicht auf ihre Arbeiterzahl wichtigen In -
dustrien sind die Nahrungsmittelindustrie <20000 ), die chemische
Industrie (13000 ) , die Gruppe der Holzindustrie (27000 ), das
graphische Gewerbe (14000 ) usw.

Abgelehnte Verschmelzung der Konsumvereine . Die Spar -
und Konstimgenossenschaft in Furtwangen ist durch verschie¬dene Ursachen notleidend geworden . Unzweckmäßige Geschäfts -
führung , Wechsel im Geschäftsführer , die Einwirkungen der
Wirtschaftslage haben dazu geführt , daß Furtwangen an die
Konsumgenossenschaft Triberg herantrat , um durch eine Ver¬
schmelzung die Sanierung herbeizuführen . Die Konsumge -
nossenschaft Triberg behandelte die Frage in einer außer -
ordentlichen Mitgliederversammlung . Die fast 10 000 JM
betragenden Schulden der Furtwanger könnte durch Einbe -
Haltung von 2 Prozent der auf 5 Prozent sich stellenden Rück-
Vergütung getilgt werden . Bei der Abstimmung wurde die
satzungsmäßig nötige Zweidrittelmehrheit für die Verschmel¬
zung nicht erreicht , da von 139 Anwesenden nur 79 mit Ja ,aber SO mit Nein stimmten . Die Vereinigungspläne sinddamit hinfällig geworden .

Kurze Oackrjcdten aus Baden
Rr . 8 des Badischen Gesetz- und Berordnungsblattes enthält :

Gesetz : Bekämpfung der Bienenseuchen . Bekanntmachung des
Justizministers : Die Führung der Grund - und Psandbücherin der Zwischenzeit . Verordnung des Ministers der Finanzen :
Vertretung des Landesfiskus in Angelegenheit des Bürg -
schastssicherungsgesetzes .

bld . Heidelberg , 1 . April . In der letzten Zeit ist eine An -
zahl Mannheimer Firmen dazu übergegangen , die ländliche
Bevölkerung zum Kauf in Mannheim kostenlos durch Auto -
busse von ihrem Wohnort abzuholen und wieder zurückzubrin-
gen . Gegen dieses Vorgehen hat bereits bei den Angehörigendes Handels und Gewerbes der Pfalz , in Heidelberg , Schwei -
zingen usw . zu Gegenmaßnahmen geführt . In Aufrufenwerden dort Firmen und Gewerbetreibende aufgefordert , bei
Mannheimer Firmen und Gewerbetreibenden nicht mehr zubestellen . Die Vorteile der kostenlosen Her - und Rückfahrtder ländlichen Käufer sollen lediglich den Mannheimer Wa -
renhäusern zugute kommen , während der Einzelhandel den
Schaden für diese Maßnahmen sowohl am Platze wie auchvon außerhalb auf sich nehmen muß .

DZ . Königshosen , 31 . März . Die alte Tauberbrücke , die
den Verkehrsanforderungen in keiner Weise mehr genügte ,wird im Laufe dieser Woche abgebrochen werden . An ihrerStelle wird eine neue moderne Brücke erstehen .

DZ . Sandhausen , 2. April . Auch hier bewirkte der enorme
Preisrückgang von Tabak und Hopse » eine bedeutende Ver -
Minderung der entsprechenden Anbauflächen . Von 56 Hektar
Hopfen wurden bis jetzt 10 Hektar ausgehauen und eine
weitere Verringerung steht noch in Aussicht . Der Erlös aus
der vorjährigen Hopfenernte ( 1400 Zentner ) , die an
Qualität dem berühmten Saazer (Böhmen ) Hopfen gleich-
kam , betrug pro Zentner 55—60 M . während sich die Pro -
duktionskosten für den Zentner auf 130 Utk stellen . Von den
17 Hektar Tabak aus dem Jahre 1928 bestehen nunmehr nur
noch 12 Hektar und ein weiterer Rückgang ist auch da
bemerkbar . Dagegen kann man hier ein stete « Anwachsender Spargelkulturell beobachten. Vom Jahre 1928/M wuchsdie Gesamtanbaufläche von 15 auf 25 Hektar und in diesem
Jahre rechnet man bereits schon mit etwa 30—35 Hektar

TZ . Bühl , 2 . April . Der <- .adtkassendiener und Markt -
meister Heinrich Landherr , der Jahre im Dienste der Stadt -
gemeinde Bühl tätig war , ist . » den wohlverdienten Ruhe -
stand getreten .

DZ . Östringen (Amt Bruchsal ) , 1. April . Die Lage in der
Tabakindustrie hier gestaltet sich noch schlechter ; die Arbeits -
zeit soll von 32 auf 24 Stunden verkürzt werden , dabei zählt
man hier schon 400 Arbeitslose .

DZ . Jstein , 1 . April . Die zu Beginn des Winters zum Teil
stillgelegten , zum Teil stark eingeschränkt arbeitenden Kalk -
werke werden von heute an wieder voll beschäftigt sein .

bld . Wiesloch , 3 . April . Die Umstellung auf den moderne »
Obstbau im Bezirk Wiesloch hat bereits erfolgreiche Fort -
schritte gemacht . Sämtliche Obsthauorganisationen haben eiu
nach einheitlichen Richtlinien aßisgestellteS Arbeitsprogramm
fite ihre Mitglieder herausgegeben . Zur Durchführung der
Vermittlerrolle der Landwirtschaftskammer zwischen der von
der Deutschen Landwirtschafts -Gesellschaft beabsichtigten
Obstbörse und den Erzeugern wird nach dem Vorbild der
holländischen Auktionshallen in Handschuhsheim aus Mitteln
des Kreises und der Landwirtschaftskammer eine große
BersteigerungShalle errichtet.

Staatsanzeiger
Wahl des « uSfchuffe« ber « ad . Versicherungsanstalt für

Gemeinde - und Körperschaftsbeamte .
Unter Bezugnahme auf meine Veröffentlichung vom 24 . Fe -

bruar 1930 (Staatsanzeiger Nr . 51 vom 28. Februar 1930 ) gebe
ich hiermit bekannt , daß innerhalb der gesetzten Frist vom 11 .bis einschließlich 31 . März 1930 nur je eine Wahlvorschlags -
liste der Gemeinden und Körperschaften sowie der Mitgliederder Versicherungsanstalt für die Wahl des Ausschusses der
Bad . Versicherungsanstalt für Gemeinde - und Körperschafts -
beamte bei mir eingereicht und als gültig festgestellt worden
ist. Die beiden Listen enthalten folgende Namens

A . Wahlvorschlagsliste der Gemeinden und Körperschaften
1 . Georg Menges , Bürgermeister in Gernsbach , Vertreter ;

Ernst Becherer , Bürgermeister in Friedrichsfeld , 1 . Ersatzmann ;Karl Haag , Bürgermeister in Neckarzimmern , 2 . Ersatzmann .2. Wilhelm Löffler , Bürgermeister in Niederschopfheim , Ver¬
treter ; Hermann Sauer , Bürgermeister in Schwarzach , 1 . Er -
satzmann ; Bruno Hosmanu , Bürgermeister in Dinglingen ,2. Ersatzmann .

3 . Robert Bollschweiler , Bürgermeister in Ziegelhausen , Ver -
treter ; Christof Kling , Bürgermeister in Niefern , 1 . Ersatz -
mann ; Adolf Seeber , Bürgermeister in tzardheim , 2. Ersatz¬
mann .

4 . Otto Blesch, Bürgermeister in Radolfzell , Vertreter ; Josef
Trunzer , Bürgermeister in Säckingen , 1 . Ersatzmann ; Franz
Heeg , Bürgermeister in Schopfheim , 2. Ersatzmann .

5. Adolf Meyer , Bürgermeister in Breisach , Vertreter ; Wil -
heim Schechter , Bürgermeister in Achern , 1 . Ersatzmann ;
Eugen Diebold , Bürgermeister in Tauberbischossheim , 2 . Er -
satzmann .

6 . Ottq Karl Scheinenau , Bürgermeister in Bretten , Ver -
treter ; Josef Hügel , Oberbürgermeister in Weinheim , 1 . Er¬
satzmann ; Julius Trunk , Bürgermeister in Walldorf , 2 . Ersatz -
mann .

7 . Leopold Rückert , Vorstandsmitglied der Allg . Ortskranken -
kasse Karlsruhe und Mitglied des Bad . Landtags in Karlsruhe ,
Vertreter ; Friedrich Mayer II . in Großsachsen , Vizepräsident
der Bad . Landwirtschaftskammer in Karlsruhe und Vorsitzen -
der des Vorstandes der Allg . Ortskrankenkasse in Großsachsen ,
1 . Ersatzmann ; Ernst Blum , Vizepräsident der Handwerks -
kainmer in Karlsruhe , 2 . Ersatzmann .

8. Ernst Kaufmann , Bürgermeister in Haltingen , Vertreter ;
Eduard Steinherr , Bürgermeister in Herbolzheim , 1 . Ersatz -
mann ; Johann Holl , Bürgermeister in Stahringen , 2. Ersatz -
mann .

B . Wahlvorschlagsliste der Mitglieder der Persicherungs -
anstatt

1 . Christian Koch , Bürgermeister in Ladenburg , Vertreter ;
Albert Wirth , Bürgermeister in Eppingen , 1 . Ersatzmann ;
Wilhelm Hack , Bürgermeister in Neckarhausen , 2 . Ersatzmann .

2 . Christian Lerch , Waldmeister in Durlach , Vertreter ; Georg
Merkel , Förster in Lützelsachsen , 1 . Ersatzmann ; Albert Süß ,
Forstwart in Graben , 2 . Ersatzmann .

3. Anton Ziegelmaier , Krankenkassenverwalter in Konstanz ,
Vertreter ; Friedrich Zpall , Syndikus bei der Handwerkskam -
mer in Karlsruhe , 1 . Ersatzmann ; Otto Hollerbach , Rechnung ?-
direktor bei der Landwirtschaftskammer in Karlsruhe , 2. Er -
satzmann .

4 . Eduard Singer , Polizeiwachtmeister in Schwetzingen , Ver -
treter ; Karl Haurh , Hausmeister in Durlach , 1 . Ersatzmann ;
Franz Müller , Feldhüter in Nußloch , 2 . Ersatzmann .

5 . Karl Person , Grundbuchamtsrat i . R . in Durlach , Ver -
treter ; Martin Schüßler , Natschreiber in Triberg , 1 . Ersatz -
mann ; Albert Fuchs , Ratschreiber in Kronau , 2 . Ersatzmann .

6 . Nikolaus Kilian , Stadtrechner in Gengenbach , Vertreter ;
Karl Simon , Stadtrechnungsrat in Weinheim , 1 . Ersatzmann ;
Josef Pfeffer , Rechnungsdirektor in Lörrach , 2 . Ersatzmann .

7 . Adam Klein , Sparkassendirektor in Durlach , Vertreter ;
Wilhelm Gillardon , Sparkassenhauptkassier in Bretten , 1 . Er -
satzmann ; Karl Gebhard , Sparkassenverwalter in Grötzingen ,
2. Ersatzmann .

8. Franz Enderle , Direktor der Städt . Werke in Ettlingen ,
Vertreter ; Eduard Nägele , Stadtbaurat in Lahr , 1 . Ersatz -
mann ; Rudolf Weigele , Stadtbaurat in Rastatt , 2 . Ersatzmann .

Gemäß § 44 Abs . 2 des Versicherungsgesetzes für Gemeinde -
und Körperschaftsbeamte und § 9 der Wahlordnung gelten die
in den beiden Wahlvorschlagslisten genannten Vorgeschlagenen
als gewählt und es findet eine Abstimmung nicht mehr statt .
Die Wahlakten liegen vom Tage des Erscheinens der diese
Bekanntmachung enthaltenden Nnmmer des Staatsanzeigers
zwei Wochen lang während der Dienststunden zur Einsicht der
Beteiligten bei dem Unterzeichneten auf . Einsprachen gegen
die Wahl sind während dieser Anfliegefrist bei mir schriftlich
oder mündlich unter sofortiger Bezeichnung der Beweismittel
anzubringen .

Karlsruhe , den 2 . April 1930.
Am Stadtgarten Nr . 1 .

Der Wahlleiter :
G r a m p p .

Nach den Meldungen der Bezirkstierärzte waren am 31 . März1930 im Lande Baden verseucht mit :
Maul - und Klauenseuche :

Bühl Großweier , Neusatz , Sasbach -
walden

Freiburg Niederrimsingen
Pforzheim Königsbach
Wolfach Reichenbach

Schweineseuche und Schweinepest :
AmtSbezi rke : Gemeinde »

Bretten Medelsheim , Flehinge !
Bruchsal Stettseld
Emmendingen Bahlingen , Endingen
Heidelberg Heidelberg -Handschuhsheim
Karlsruhe Karlsruhe -Beiertheim , Knielingen ,

Knielingen -Maxau
Lahr Meitzenheim
Mannheim Mannheim -Sandhofen , Schwel -

zingen , Seckenheim
Metzkirch Bietingen , Boll , Kreenheinstetten ,

Langenhart , Leiderting «»
Offenburg Oberharmersbach
Pforzheim Eutingen
Sinsheim Eppingen , Adelshofen , Gem -

mingen , Jttlingen , Obergimpern ,
Richen , Schluchtern ,

Staufen Biengen
Tauberbischossheim Tauberbischofsheim
Villingen Tennenbronn
Waldshut Dogern , Jndlekofen
Wertheim tzöhefeld

Räude der Einhufer :
Amtsbezirke : G e m e l n d e >

Karlsruhe Stafsort
Kehl Kehl
Lahr Schmieheim
Mannheim - Mannheim

Personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmüßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Ernannt :
Zum Gendarmerieoberwachtmeister Gendarmeriehauptwacht -

meister Albert Kemmling in Todtnau , Amt Schopshe .im .
Versetzt:

Verwaltungsobersekretär Hermann Karrer beim Bezirks -
aml Waldshut zu jenem in Ettlingen .

Gemeinderundsckau
Ein Ehepaar erhält das Ehrenbllrgerrecht . Der Gemeinde -

rat von Säckingen hat den Eheleuten Albert Gersbach
das Ehrenbürgerrecht der Stadt zum Zeichen der dauernden
Dankbarkeit und Verehrung für die der Stadt und der All»
gemeinheit erwiesenen Wohltaten , verliehen . Bürgermeister
Trunzer überreichte den Eheleuten die künstlerischer
Form ausgestattete Ehrenbürgerurkunde . Gersbach ist der
dritte Ehrenbürger , seine Frau die erste Ehrenbürgerin der
Stadt Säckingen . Seine Vorgänger sind der Dichter Johann
Victor von Scheffel und der Maler HanS Thoma .

Der Bürgerausschuß Wehr hatte sich auch mit dem Projektbetr . den Bau eines Pumpwerkes zu beschäftigen . Die Kosten
dieses Werkes werden auf 100 000 Ml veranschlagt und sollenteils durch Holzhiebe , teils durch Anleihe auf 40 Jahre ge-
deckt werden . Die Vorlage wurde mit großer Mehrheit ange -
nommen .

Sparmaßnahmen der Stadt Ludwigshafen a . Rh. Der
Stadtrat Ludwigshafen a . Rh . beschloß in seiner letzten Sit -
zung umfangreiche Sparmaßnahmen , u . a . wird die Anstel -
lung und Beförderung für Beamte , Angestellte und Beamten -
anwärtern bis 1 . April 1931 gesperrt ; ' das Existenzminimumwird künftig erst vom 25 . Lebensjahre statt bisher vom 21.
Lebensjahre eingeführt ; die Altersgrenze für die in den Ruhe -
stand zu setzenden Beamten und Angestellten wird auf dem 65.
Lebensjahre belassen ; alle verheirateten Angestellten und Ar -,beiter , die ihren Wohnsitz außerhalb der Ludwigshafener/Ge -
markung haben , sind verpflichtet , innerhalb zwei Jahren ^ ge-
rechnet ab 1 . April 1930 , ihren Wohnsitz nach Ludwigshafen
zu verlegen ; für die ledigen Beamten , Angestellten und Ar -
beiter ist eine Frist von drei Monaten festgesetzt.

Schweizer Elektrizität für Baden . Dem Elektrizitätswerkdes Kantons Schaffhausen ist nach Anhörung der Kommission
für die Ausfuhr elektrischer Energie vom Bundesrat die Be -
willigung erteilt worden , während des ganzen Jahres etwa
2000 Kilowatt elektrischer Energie an badische Gemeinden
auszuführen . Die Schweizer Bezirke dürften aber nicht zu -
gunsten der badischen benachteiligt werden .

Geffentl. Sparkasse Gerlachsheim
Bilanz auf 3l . Dezember 1929

Vermögen
1 . Kafsenbestand . . . .
2 . Guthaben bei Banken ,

Girozentralen und Post -
scheckamt

3 . Darlehen aufHypotheken
4 . Darlehen in laufender

Rechnung an Private .
5 . Darlehen a . Schuldschein
6. AufwertungSforderungen
7 . Aufwertungsabrechnung
8 . Einnahmerückstände . •
9 . Gerätschaften . . . .

SUt
2 203,47

34 417,09
163 876,60

42 806,84
33 204, —
42 987,20
25 698,65
4 782,11

250, -
350 285,96

Verbindlichkeiten -
1 - Spareinlagen . . . .
2 . Aufwertungs¬

spareinlagen
3. Giro - und Kontokorrent¬

einlagen
4 Anlehen
5 . Rücklagen :

a ) ges. Reserve 5295,—
6 . Reingelvinnlö29 7,114,40

m
210 121,55

75 043,68

53 076,33
1 63 .

'
i, -

10 409,40

Bekanntmachung
Eis - iiito Kühlanlage Karlsruhe G . m. b . H. i» Karlsruhe.
Durch Gesellschafterbeschluß vom 8 . 3. 1930, wurde die

Gesellschaft aufgelöst . Zum Liquidator ist der Kauf -
mann Adolf Berberich , Georgstr . 37. Hannover , bestellt .
Die Gläubiger der Gesellschaft werden aufgefordert , sich
dortselbst zu melden . $ .255

Kommunaldarlehen
vermittelt unter günstigen Bedingungen
JOSEPH LIEBMANN
Bankgesch., Karlsruhe i . B ., Tel . 75 u. 76

18?

350 285,96

Berechnung der Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

S% aus 263 179,88 fö# Einlagen --10 ^ luiuytu — . »Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1929 .
somit weniger . . . .

G e r l a ch ö h e i m , den 25 . März 193»
» er Borsttzende des Berwaltungsrats :

gez - Melbert , Bürgermeister .

21 055,83
10 409,40 .m
10 646,43 JUi

£>•360

Der » eschäftsietter »
gez. Günther .

Wir
werben

für Sie!

Wisches Landestheater
Freitag , 4 . April 1930

Sondermiete „Zeittheater "
5 . Vorstellung

der Abteilung I
Zum erstenmal

Amnestie
Schauspiel von Finkelnburg

Regie : Baumbach
Mitwirkende :

Bertram , Ermarth , Krauen¬
dorfer , Genter , Quaiser ,

Rademacher , Schreiner ,
Seiling , Brand , Dahlen ,
Gemmecke, Graf , Herz ,
Hierl , Höcker , Hospach, Just ,

£ >. Kienscherf , Kloeble ,
Kühne , Landgrebe , Müller ,
Prüter . Schulze , v- d -Trenck,

Grimm , H - Kienscherf ,
Luther .

Anfang 20 Ende 22
Kein Kartenverkauf !

Sa -, 5 . April : Die Ähc - re
Dreyfus . So-, 6 . April :
Die Meistersinger von

Nürnberg . Im Konzert -
haus : Zum erstenmal :
Der Mann , der seinen

Namen änderte .
Mo ., 7 . April : Sondermiete
„Zeittheater " : Amnestie .

Triberg . £ 1.359
Vereinsregistereintrag

unter O .-Z . 41 : Fachgruppe
Schwarzniäider Wanduhren.
Triberg. Die Satzung ist
am 17 . März 1930 errichtet
worden .

Triberg , den 2 . April 1030.
Bad. Amtsgericht.

Täglich8 Uhr

Jupp
Wilheimis

Lustige
Bühne

Druck G. Braun. Karlsruhe
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